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Bericht der Bundesregierung 

über die Art, den Umfang und den Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen 
vorgenommenen Beanstandungen betreffend die Anwendung des Artikels 119 

EWG-Vertrag (Drucksache V/1177 Teil B) 


Entsprechend dem der Bundesregierung mit Be- 
Schluß des Bundestages vom 8, Dezember 1966 er- 
teilten Auftrag, alle zwei Jahre über die Art, den 
Umfang und den Erfolg der von ihr oder den Län- 
derregierungen vorgenommenen Beanstandungen 
betreffend die Anwendung von Artikel 119 des 
EWG-Vertrages zu berichten, wird im Einverneh- 
men mit den Länderregierungen folgendes mit- 
geteilt: 

Die Überprüfung der der Bundesregierung sowie 
den Länderregierungen zur Registrierung vorge- 
legten Tarifverträge auf ihre Übereinstimmung mit 
Artikel 3 GG hat ergeben, daß es nur noch in der 
ledererzeugenden Industrie von Hessen und Bayern 
Tarifverträge gibt, in denen der Lohngleichheits- 
grundsatz noch nicht verwirklicht ist. Die Tarif- 
partner stehen aber auch für diese Gebiete zur Zeit 
in Tarifverhandlungen, bei denen von der Gewerk- 
schaft eine Lohngruppeneinteilung, die sich nur 
nach der ausgeübten Tätigkeit, ohne Rücksicht dar- 
auf, wer sie ausübt, richtet, gefordert wird. Damit 
beschränkt sich das Frauenlohnproblem im wesent- 
lichen auf die Frage der sogenannten Leichtlohn- 
gruppen, mit der sich auch der letzte Bericht vom 
22. Januar 1969 überwiegend befaßte. Es geht dabei 
um die Frage, ob es sich bei diesen Leichtlohngrup- 
pen um eine Diskriminierung der Frauen handelt 
oder nicht. Während der Deutsche Gewerkschafts- 
bund erklärt, daß „die in zahlreichen Tarifverträgen 
immer noch vorhandenen Leichtlohngruppen eine 
Benachteiligung und Unterbewertung in der Frauen- 
entlohnung hervorrufen" (aus dem Bericht des 
DGB an die EWG) und darauf hinweist, daß die 
Leichtlohngruppen durch eine abgewandelte Um- 
schreibung aus den früheren reinen Frauenlohn- 
gruppen entstanden seien, wird dies von der Bun- 
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
entschieden in Abrede gestellt. Nach ihrer Meinung 
enthalten die Leichtlohngruppen keine Benachteili- 
gung für die Frauen, da sie sowohl für Männer als 
auch für Frauen gelten. Die Unterscheidung und 
Bewertung der Arbeit nach ihrer Schwere (schwer 
oder leicht) sei eine Abgrenzung nach objektiven 
Gesichtspunkten ohne Rücksicht auf das Geschlecht 
der Arbeitnehmer. 

Um diese Frage einer Klärung und Lösung näherzu- 
führen, hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung mit den Tarifpartnern Einigung dar- 
über erzielt, einen größeren Forschungsauftrag zu 
vergeben. Dabei sollen Untersuchungen in einzel- 
nen Wirtschaftszweigen, in denen Leichtlohngrup- 
pen eine Rolle spielen, durchgeführt werden. Im 
einzelnen sollen dabei die in diese Gruppen (leichte 
und schwere Arbeiten) eingestuften Tätigkeiten 
analysiert und die Eingruppierungspraxis der Be- 
triebe untersucht werden, um Unterlagen für Quali- 
fikationsvergleiche zu gewinnen. Das Ergebnis 


müßte die Frage beantworten, ob die Qualifikations- 
unterschiede - sofern sie vorhanden sind - unge- 
fähr dem Lohnunterschied entsprechen oder um wie- 
viel sie in etwa größer oder kleiner sind. 

Besprechungen mit dem Rationalisierungskurato- 
rium der deutschen Wirtschaft haben ergeben, daß 
es zweckmäßig ist, im Hinblick auf eine reibungs- 
lose Durchführung des Auftrages eine Vorunter- 
suchung in zwei Betrieben durchzuführen. 

Die Ergebnisse der Voruntersuchung liegen vor. Sie 
zeigen, daß das gemeinsam mit den Tarifpartnern 
sowie dem Forschungsinstitut entwickelte Vor- 
gehenskonzept durchführbar ist. 

Die Untersuchung hat daneben auch schon einige 
Ergebnisse zur Frage der Frauenentlohnung ge- 
bracht. Ihr Aussagewert ist allerdings beschränkt, 
weil nur zwei Betriebe in zwei von insgesamt elf 
Wirtschaftszweigen untersucht wurden und auch in 
diesen Unternehmen jeweils nur eine verhältnis- 
mäßig kleine Auswahl von zehn bzw. sechzehn 
Tätigkeiten analysiert wurde. Mit dieser erheblichen 
Einschränkung wird festgestellt, daß die tarifliche 
Ausgestaltung der Lohngruppen nicht voll befrie- 
digt, was zum Teil damit zusammenhängt, daß die 
Geltungsbereiche der Tarifverträge sowohl räum- 
lich als auch nach Unternehmensgrößen weit ge- 
spannt sind. Als Grund nicht befriedigender Ein- 
gruppierungen wird nicht ausgeschlossen, „daß die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt und konjunkturelle 
Gegebenheiten ihren Einfluß auf die Lohnpolitik 
ausüben und zwischen klarer Erkenntnis und deren 
Verwirklichung manche Konzessionen geschlossen 
werden müssen". 

Zur Zeit werden die Ergebnisse der Vorunter- 
suchung vom DGB und der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände mit den betroffe- 
nen Verbänden eingehend erörtert. Zu Beginn des 
neuen Jahres wird in einer weiteren Besprechung 
mit den Tarifpartnern die weitere Art des Vor- 
gehens erörtert werden. Dabei ist beabsichtigt, 
möglichst bald den Auftrag für die Hauptunter- 
suchung, bei der etwa dreißig Betriebe untersucht 
werden sollen, zu vergeben. 

Unabhängig hiervon läßt sich beobachten, daß die 
Tarifpartner von sich aus bestrebt sind, auf dem 
Gebiet der Leichtlohngruppen tätig zu werden. So 
haben sie bereits in den vergangenen Jahren in 
der papiererzeugenden Industrie vereinbart, die 
Leichtlohngruppen in drei Etappen bis zum 1. Ja- 
nuar 1968 auf 100% des tariflichen Stundenlohns 
der Lohngruppen für nicht leichte Arbeiten anzu- 
heben. Eine ähnliche Entwicklung bahnt sich in der 
chemischen Industrie an. Hier haben die Tarif- 
partner mit Wirkung vom 1. Januar 1970 verein- 
bart, daß die Leichtlohngruppen auf 94 % und, be- 
ginnend mit Wirkung der im Anschluß daran neu 
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abgeschlossenen Lohntarifverträge, auf 95 °/o der 
Lohnsätze der beiden Lohngruppen für nicht leichte 
Arbeiten angehoben werden. Weiterhin wurde fest- 
gelegt, daß in der zweiten Hälfte des Jahres 1971 
die Tarifpartner Verhandlungen mit dem Ziel einer 
Regelung der Frage der Leichtlohngruppen führen, 
die eine Aufhebung des Abstandes für die Leicht- 
lohngruppen bis zum Jahre 1975 beinhaltet. Auch 
in der Metallindustrie wurden im Rahmen der 


Lohnrunde 1970 Fortschritte auf diesem Gebiet 
erzielt. So haben sidi die Tarifpartner der Metall- 
industrie in Rheinland/Rheinhessen, Niedersachsen, 
Bayern und Berlin auf eine stärkere Anhebung der 
unteren Lohngruppen geeinigt. In Hessen soll eine 
Kommission gebildet werden, die den Tarifver- 
tragsparteien Vorschläge für eine Änderung des 
Lohnschlüssels und der Tätigkeitsmerkmale vor- 
legen soll. 



